
Rechtsanwalt Lars Schulte-Bräucker 
Kalthofer Straße 27 
58640 Iserlohn 

Widerspruchsbescheid 

Datum: 07. Mai 2013

Geschaftszeichen: 498 - 35510BG000XXXX - W-35502-00404/13 

Auf den Widerspruch 

wohnhaft 

des Herrn XXX  XXX 

XXX XXX, XXX XXX 

vertreten durch Rechtsanwalt Lars Schulte-Bräucker. Kalthofer StraRe 27, 58640 
Iserlohn 

vom 18. Februar 2013, Gz.: XXXXX ./. Jobcenter MK

eingegangen am 18. Februar 2013

gegen den Bescheid vom 22. Januar 2013 in der Fassung des Änderungsbescheides vom
30. April 2013

Geschäftszeichen: 415-35510BG000XXXX 

wegen Überprüfung nach § 44 SGB X der Bescheide vom 03.07.2008, 
15.08.2008, 30.06.2009, 03.02.2010, 01.07.2010, 14.01.2011, 
26.03.2011, 07.07.2011, 21.07.2011, 26.11.2011, 29.12.2011, 
25.06.2012

trifft die Rechtsbehelfsstelle folgende 

Entscheidung 

Nach Erteilung des Änderungsbescheides vom 30. April 2013 wird der Widerspruch als unbegründet 
zurückgewiesen. 

Die im Widerspruchsverfahren entstandenen notwendigen Aufwendungen werden zu 1/3 auf Antrag 
bei der oben bezeichneten Dienststelle erstattet. 
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Begründung 

Am 10.11.2011 beantragte der Widerspruchsführer die Überprüfung sämtlicher Bewilligungs- und 

Änderungsbescheide. 

Mit Bescheiden vom 22 01.2013 teilte das Jobcenter Märkischer Kreis dem Widerspruchsführer mit, 

dass die Überprüfung der Bescheide vom 03.07.2008. 15.08.2008, 30,06.2009, 03.02.2010, 

01.07.2010, 14.01.2011, 26.03.2011, 07.07.2011, 21.07.2011. 26.11.2011, 29.12.2011 und 

25.06.2012 ergeben hat, dass die nach § 22 SGB II berücksichtigten Leistungen für die Kosten der 

Unterkunft und Heizung keinen Bedenken begegnen, ab dem 01.01.2011 jedoch bei der Berechnung 

der Leistungen nunmehr eine angemessene Wohnfläche von max. 50 m² zu Grunde gelegt wird. 

Hiergegen richtet sich der Widerspruch. Dieser wurde nicht begründet. 

Die angefochtenen Entscheidungen zur Überprüfung der Bescheide vom 30.06.2009, 03.02.2010, 

01.07.2010, 14.01.2011, 26.03.2011, 07.07.2011. 21.07.2011, 26.11.2011, 29.12.2011 und 

25.06.2012 wurden mit Bescheid vom 30. April 2013 dahingehend abgeändert, dass nunmehr für die 

Zeit ab dem 01.01.2010 die Kosten der Unterkunft und Heizung in tatsächlich anfallender Höhe be- 

rücksichtigt wurden. Die übrigen Bescheide blieben unverändert. 

Dieser Bescheid ist nach § 66 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des Widerspruchsverfahrens. 

Der Widerspruch ist zulässig, sachlich jedoch nach Erlass des Änderungsbescheides vom 

30.04.2013 nicht mehr begründet. 

Die Rechtsbehelfsstelle hat die Entscheidung geprüft. Anhaltspunkte für eine falsche Entscheidung 

sind weder genannt noch aus den Unterlagen ersichtlich. Der Bescheid entspricht nach den Änderun-

gen vom 30.04.2013 den gesetzlichen Bestimmungen. 

Gegen die für den alleinstehenden Widerspruchsführer zu Grunde gelegten Regelleistungen nach 

§ 20 SGB II konnten keine rechtlichen Bedenken festgestellt werden. Diese waren im Übrigen in ei-

nem Überprufungsverfahren nach § 44 SGB X wegen §§ 40 II Nr. 2 SGB II, 330 SGB III nicht beacht-

lich. 

Da nunmehr ab den 01.01.2010 die Kosten der Unterkunft und Heizung entsprechend § 22 I SGB II 

in tatsächlich anfallender Höhe ohne Abzüge berücksichtigt wurden, ist dem Widerspruch insofern 

abgeholfen worden. 
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Eine Berücksichtigung der vollständigen Kosten der Unterkunft nach § 22 1 SGB II für die Zeit vor dem 

01.01.2010 kam nicht in Betracht. Denn für den Zeitraum vor dem 01.01.2010 kann der Wider-

spruchsführer auf Grund des am 10.11 2011 nach § 44 SGB X gestellten Überprüfungsantrages gem. 

§ 40 I SGB II iVm § 44 IV S. 1 SGB X keine Nachzahlung erreichen, so dass ihm ein Rechtschutzbe-

dürfnis nicht zur Seite steht. 

Der Widerspruch konnte daher keinen weiteren Erfolg haben. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 63 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X). 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann jeder Betroffene für sich innerhaib eines Monats nach 
Bekanntgabe beim 
Sozialgericht Dortmund, Ruhrallee 3, 44139 Dortmund, 
schriftlich, in eiektronischer Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle Klage erheben. 

Die elektronische Form wird durch eine qualifizierte signierte Datei gewahrt, die nach den Maßgaben 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr mit der Justiz im Lande NRW vom 
07.11.2012 (GVI3I S.547 f.) in den eiektronischen Gerichtsbriefkasten zu Obermittein ist. Die hierfur 
erforderliche Software kann uber das Internetportal des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungs-
postfachs (www.egvp.de) unter 'Downloads' heruntergeladen werden. Dort können auch weitere In-
formationen zum Verfahren abgerufen werden. 

Die Klage muss gemäß § 92 des Sozialgerichtsgesetzes den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Zur Bezeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Be-
hörde. Die Klage soll einen bestimmten Antrag enthalten und von dem Kläger oder der zu seiner Ver-
tretung befugten Person mit Orts- und Zeitangabe unterzeichnet sein. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung und der Widerspruchs-
bescheid  sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klageschrift sind gemaß § 93 des 
Sozialgerichtsgesetzes nach Möglichkeit Abschriften für die Beteiligten beizufügen. 

Im Auftrag 

P.aetz 

http://www.egvp.de
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